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Vernehmlassungsverfahren   
 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

Änderung der Asylverordnung 2 und der Verordnung über die Integration von 
Ausländerinnen und Ausländern; Umsetzung der Integrationsagenda Schweiz 
und Abgeltung der Kantone für die Kosten von unbegleiteten Minderjährigen 
im Asyl- und Flüchtlingsbereich 

Am 25. April 2018 genehmigte der Bundesrat die Integrationsagenda Schweiz und 
entschied über die Abgeltung der Kantone für die Kosten von unbegleiteten Minder-
jährigen im Asyl- und Flüchtlingsbereich (MNA). Diese Vorlage regelt zum einen 
die Umsetzung der Integrationsagenda Schweiz. Dabei soll die Integrationspau-
schale für anerkannte Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommenen von heute 6000 
Franken auf neu 18 000 Franken erhöht werden. Gleichzeitig sollen der Erstintegra-
tionsprozess und die Verwendung der Integrationspauschale für eine frühzeitige 
Sprachförderung auf Verordnungsebene geregelt werden. Zum anderen regelt diese 
Vorlage die Abgeltung der Kantone für die Kosten von unbegleiteten Minderjähri-
gen im Asyl- und Flüchtlingsbereich (MNA). Die anrechenbaren Kosten der Kan-
tone für Betreuung und Sozialhilfe betragen insgesamt 100 Franken pro Tag und 
MNA. Davon soll der Bund gemäss Entscheid des Bundesrates in Zukunft 86 Fran-
ken übernehmen. 

Datum der Eröffnung: 5. September 2018 

Vernehmlassungsfrist: 5. Dezember 2018 

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei: Staatssekretariat für 
Migration, Stabsbereich Recht, Quellenweg 6, 3003 Bern-Wabern,  
Telefon 058 469 28 80, Fax 058 465 97 56, www.sem.admin.ch 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 

18. September 2018 Bundeskanzlei  
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